Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2775 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Zivilprozeßordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: ! 

§ 1 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: j 
1. In § 546 wird 

a) in Absatz 2 nach Satz 2 folgender Satz ein- 
gefügt: 

(( In Ehesachen von grundsätzlicher Bedeutung 
muß die Revision zugelassen werden, wenn 
das Urteil die Ehescheidung auf Grund des 
§ 48 des Ehegesetzes gegen den Widerspruch 
des beklagten Ehegatten ausgesprochen hat.", 

b) der folgende Absatz 2 a neu eingefügt: 

„(2 a) Die Nichtzulassung der Revision kann 
selbständig durch Beschwerde innerhalb eines j 
Monats nach Zustellung des Urteils angefoch- 
ten werden, wenn das Urteil die Ehescheidung 
auf Grund des § 48 des Ehegesetzes gegen 
den Widerspruch des beklagten Ehegatten 
ausgesprochen hat. Die Beschwerde ist bei 
dem Oberlandesgericht einzulegen. In der Be- 
schwerdeschrift muß die grundsätzliche Be- 
deutung der Rechtssache dargelegt oder die 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs, von der 
das Urteil des Oberlandesgerichts abweicht, 
bezeichnet werden. Die Einlegung der Be- 
schwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils. 
Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so 
entscheidet der Bundesgerichtshof durch Be- 
schluß. Der Beschluß bedarf keiner Begrün- 
dung, wenn die Beschwerde einstimmig ver- 
worfen oder zurückgewiesen wird; in diesem j 


Falle sind dem Beschwerdeführer vorher die 
Bedenken gegen die Zulässigkeit oder die Be- 
gründetheit seiner Beschwerde mit dem Hin- 
weis mitzuteilen, daß er sich innerhalb eines 
Monats nach Zustellung der Mitteilung äußern 
könne. Mit der Ablehnung der Beschwerde 
durch den Bundesgerichtshof wird das Urteil 
rechtskräftig. Wird der Beschwerde statt- 
gegeben, so beginnt mit der Zustellung der 
Beschwerdebegründung der Lauf der Revi- 
sionsfrist," 

2. § 567 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Gegen die Entscheidungen der Oberlandes- 
gerichte ist eine Beschwerde vorbehaltlich des 
§ 519 b Abs. 2 und des § 546 Abs. 2 a nicht zu- 
lässig. " 

§ 2 

§ 133 Nr. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„2. der Beschwerde gegen Entscheidungen der Ober- 
landesgerichte in den Fällen des § 519 b Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung und gegen die Nichtzu- 
lassung der Revision in den Fällen des § 546 
Abs. 2a der Zivilprozeßordnung." 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1961 in 
Kraft. 


Bonn, den 30. Mai 1961 

Ollenhauer und Fraktion 
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